
DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Der Rechnungshof
HANS-JÖRG TIMMANN

Zum vierten Male legte der Europäische Rechnungshof, die jüngste Institution
der Europäischen Gemeinschaft, seinen Jahresbericht zum abgelaufenen Haus-
haltsjahr (1980) über alle Rechnungen der Gemeinschaft vor, für deren Prü-
fung er verantwortlich ist1. Dieser im allgemeinen von der Öffentlichkeit wenig
beachtete Vorgang, von dem die Medien in ihrer Berichterstattung — wenn
überhaupt — meist nur die eine oder andere spektakuläre Kritik herausgrei-
fen2, ist für den Rechnungshof allmählich schon zur Routine geworden und bil-
det das Kernstück einer Finanzkontrolle, die auch als externe Kontrolle be-
zeichnet wird. Sie ist die unerläßliche Ergänzung zur internen, d.h. innerhalb
des betreffenden Organs organisierten Finanzkontrolle3.

Mit der Gründung des Europäischen Rechnungshofes durch den Vertrag
vom 22. Juli 19754 und der Aufnahme seiner Arbeit im Oktober 1977 wurden
die rund zehn Jahre währenden Bemühungen besonders engagierter Europa-
Parlamentarier — von deutscher Seite insbesondere des Abgeordneten Hein-
rich Aigner — um eine unabhängige und hinreichend befugte Finanzkontrolle
von Erfolg gekrönt5. Erstmals mit dem „Vertrag zur Änderung bestimmter
Haushaltsvorschriften der Verträge" vom 22. April 19706 waren die Haushalts-
befugnisse des Europäischen Parlaments gestärkt worden. In dem Maße, in
dem mit der Schaffung von eigenen Mitteln der Gemeinschaften7 die Kontrolle
hierüber den nationalen Parlamenten entzogen wurde, mußte die Kontroll-
funktion durch ein in seinen Befugnissen gestärktes Europäisches Parlament
ausgeübt werden, das zu dieser Kontrolle „eines gut funktionierenden Instru-
ments"8, des Rechnungshofes, bedurfte. Der sogenannte zweite Haushaltsver-
trag vom Juli 1975 schuf dieses Instrument mit der Neufassung und Erweite-
rung der Artikel 78(e) EGKS-Vertrag, 206 EWG-Vertrag und 180 EAG-Ver-
trag, die dem Europäischen Parlament gleichzeitig die letztinstanzliche Entla-
stungsbefugnis gaben.

Aufgaben und Befugnisse des Rechnungshofs
Der Rechnungshof der Europäischen Gemeinschaften erhielt die Aufgabe, die
Rechnungen aller Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaften zu prüfen.
Er überzeugt sich von der „Rechtmäßigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der

* Dieser Artikel bringt ausschließlich die persönliche Meinung des Autors zum Ausdruck.
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Einnahmen und Ausgaben" sowie von der „Wirtschaftlichkeit der Haushalts-
führung". Die Prüfungen können „vor Abschluß der Rechnung des betreffen-
den Haushaltsjahres" durchgeführt werden; folglich kann mit der Prüfung un-
mittelbar nach der Feststellung oder Mittelbindung begonnen werden, ohne
daß die Zahlung abgewartet werden muß. Die Prüfungen werden „anhand der
Rechnungsunterlagen und erforderlichenfalls an Ort und Stelle bei den Orga-
nen der Gemeinschaft und in den Mitgliedstaaten durchgeführt". Dies setzt ei-
ne enge Zusammenarbeit mit den nationalen Rechnungshöfen voraus. Der
Rechnungshof erstattet nach Abschluß eines jeden Haushaltsjahres einen Jah-
resbericht und „kann ferner jederzeit seine Bemerkungen zu besonderen Fra-
gen vorlegen". Letztere Bestimmungen beinhalten die Möglichkeit, in eigener
Initiative Untersuchungen zu besonderen Fragen vorzulegen. Schließlich kann
er „auf Antrag eines Organs der Gemeinschaft Stellungnahmen abgeben"9.

Der Rechnungshof löste die ehemaligen, in ihren Befugnissen viel einge-
schränkteren Kontrollorgane, den Kontrollausschuß (für die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft und die Europäische Atomgemeinschaft) und den Rech-
nungsprüfer (für die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl) ab10. Er
unterscheidet sich von seinen Vorgängern vor allem durch seinen gehobenen
Status, obwohl er nicht die ursprünglich vom Europäischen Parlament ange-
strebte Kompetenz eines vollwertigen Organs erhalten hat11, ferner durch die
Hauptamtlichkeit seiner Mitglieder sowie die weitergehenden im Änderungs-
vertrag festgelegten Befugnisse, die ihm bzw. seinen Mitgliedern eine größere
Unabhängigkeit (aus dem Vertrag abgeleitetes Primärrecht wie beim Gerichts-
hof) und effektivere Kontrollmöglichkeiten garantieren. Vorläufiger Arbeits-
ort der Institution wurde aufgrund des Beschlusses der Mitgliedstaaten Luxem-
burg12.

Zusammensetzung und Organisation des Rechnungshofes
Seit dem Beitritt Griechenlands zur Europäischen Gemeinschaft am 1.1.1981
besteht der Rechnungshof aus 10 Mitgliedern, ein Vertreter aus jedem Mit-
gliedstaat. Sie werden vom Rat, nach Anhörung des Europäischen Parla-
ments13, einstimmig auf sechs Jahre ernannt und sind aus Persönlichkeiten aus-
zuwählen, die in ihren Ländern Rechnungsprüfungsorganen angehören oder
angehört haben oder die für dieses Amt besonders geeignet sind und jede Ge-
währ für Unabhängigkeit bieten. Um ein Höchstmaß an Kontinuität zu gewähr-
leisten, erhielten vier von ihnen ein nur auf vier Jahre begrenztes Mandat, so
daß die 6-Jahres-Mandate der übrigen Mitglieder sich mit denen der ersten vier
überschneiden. Die Amtszeit der ersten vier wurde inzwischen verlängert14.
Der Präsident wird von den Mitgliedern auf 3 Jahre gewählt.

Am 31. Dezember 1981 setzte sich der Rechnungshof aus folgenden Mitglie-
der zusammen: Pierre Lelong (Frankreich), Präsident; Aldo Angioi (Italien),
Paul Gaudy (Belgien), Arne K. Johansen (Dänemark), Albert Leicht
(Deutschland), Marcel Mart (Luxemburg), Andre J. Middelhoek (Niederlan-
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de), Michael N. Murphy (Irland), Sir Norman Price (Vereinigtes Königreich)
und Georges Vitalis (Griechenland). Die Stellung der Mitglieder des Rech-
nungshofes ist der Stellung der Richter des Europäischen Gerichtshofes ver-
gleichbar. Sie haben alle ein ihnen fest zugeordnetes Aufgabengebiet, sowohl
im Bereich der Prüfungstätigkeit als auch im internen Verwaltungsbereich des
Hofes selbst15.

Die Kontrollberichte seiner einzelnen Mitglieder und die Vorschläge für
eventuell zu treffende Folgemaßnahmen verabschiedet der Rechnungshof als
Kollegium, in Anwendung des Prinzips des Mehrheitsbeschlusses. Er hat sich
zur Unterstützung der Arbeit seiner Mitglieder eine eigene Verwaltungsorgani-
sation aufgebaut und sich eine Geschäftsordnung gegeben. Das von ihm einge-
stellte und im jeweiligen Haushaltsjahr von Rat und Parlament genehmigte
Personal unterliegt wie bei den anderen Gemeinschaftsorganen dem Statut der
Beamten und den Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten
der Europäischen Gemeinschaften. Die Zahl der Bediensteten wurde laut Stel-
lenplan im Haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften für 1981 auf insge-
samt 284 festgesetzt, davon 260 Dauerplanstellen und 24 Stellen auf Zeit. Hier-
von waren per 31.12.1981 233 Stellen besetzt. Mit der konkreten Prüfungsar-
beit waren jedoch nur ca. 100 Bedienstete befaßt. Dies erklärt sich u.a. aus der
relativ komplizierten, 8sprachigen Arbeit des Rechnungshofes, die einen eige-
nen Sprachendienst mit Sekretärinnen erfordert. Das Haushaltsvolumen seines
eigenen Jahreshaushalts — für Personal- und Sachausgaben - erreichte im
Haushaltsjahr 1981 14,76 Mio. ECU16.

Die Aktivitäten des Rechnunghofes

Im Laufe seines 4jährigen Bestehens hat sich das „finanzielle Gewissen" der
Europäischen Gemeinschaften17 zu einer Institution entwickelt, mit der man
rechnen muß, erstreckt sich doch ihre Tätigkeit auch auf „begleitende" Prüfun-
gen, d.h. auf Finanzvorgänge, die gerade erst eingeleitet worden sind sowie auf
Prüfungen aufgrund eigener Initiative zu besonderen Fragen18. Hatte der
Rechnungshof in den Jahren 1978 und 1979 noch manche Kritik von seinem
Geburtshelfer und Kontrollpartner, dem Europäischen Parlament, einstecken
müssen19, so daß ein Europaparlamentarier zweifelnd fragte, ob es sich um ei-
ne „Fehlgeburt" handeln könnte20, weisen seine Berichte und Stellungnahmen
zunehmende Qualitäten auf, deren Echo ihn in seiner kritischen Rolle bestär-
ken.

Seit seiner Existenz hat der Hof vier Jahresberichte über die Ausgaben und
Einnahmen der Europäischen Gemeinschaften erstellt, inklusive der außerhalb
des Gesamthaushaltsplans erfolgten Finanzaktivitäten wie Europäischer Ent-
wicklungsfonds und der Jahresberichte über die Finanzaktivitäten der EGKS
(Anleihe- und Darlehensoperationen) sowie der übrigen von den Gemeinschaf-
ten geschaffenen Einrichtungen21. Insgesamt stellten die aufgezählten Kon-
trollbereiche 1980 ein Finanzvolumen von rund 28,1 Mrd. ECU dar. Zu diesen
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regulären Berichten kommen 16 Sonderberichte, die überwiegende Mehrzahl
auf eigene Initiative22. Seit 1977 wurden ferner 21 Stellungnahmen zu Finanz-
fragen der Gemeinschaften abgegeben, fast alle gemäß Artikel 209 des EWG-
Vertrages bzw. Artikel 78 EGKS- und Artikel 183 EAG-Vertrag.

Schon recht früh bekam der Hof Gelegenheit, durch Sonderberichte auf sich
aufmerksam zu machen: Auf Antrag des Europäischen Parlaments prüfte er im
Frühjahr 1979 u.a. zwei der heikelsten Ausgabenposten des Haushaltsplans,
die Posten 1300 und 2400 betreffend die Dienstreisekosten und -tagegelder und
Ausgaben für Empfänge und Repräsentationszwecke der Kommission23. Die-
ser Bericht setzte sich äußerst kritisch insbesondere mit den Aufwendungen der
Kommissare auseinander und deckte diverse Mißstände auf.

Natürlich führen derartige Berichte — insbesondere wenn sie auf eigene In-
itiative des Hofes erstellt werden — zu Reibungen mit den betroffenen Institu-
tionen. Der Rechnungshof befindet sich dabei in einer nicht beneidenswerten
Rolle, da er sich oftmals nicht nur der Kritik des Kritisierten ausgesetzt sieht,
sondern auf der anderen Seite auch seines Kontrollpartners und Auftraggebers,
des Europäischen Parlaments, dem die durchgeführte Kontrolle möglicherwei-
se nicht ausreicht24.

Das ReibungsVerhältnis mit der Kommission als dem Hauptbetroffenen stellt
sich immer wieder als besonders groß heraus. So schwelte bis vor kurzem noch
ein Streit von Anbeginn der Tätigkeit des Hofes, als er in seinem ersten Jahres-
bericht über das Haushaltsjahr 1977 in Übereinstimmung mit der Haushalts-
ordnung25 den betroffenen Institutionen seine Bemerkungen zu den vorgeleg-
ten Abschlußrechnungen übermittelte (bis 15. Juli), die Antworten dazu erhielt
(bis 31. Oktober), hierzu jedoch nochmals Kommentare machte und alles zu-
sammen in seinem endgültigen Jahresbericht (vorzulegen bis 30. November)
veröffentlichte. Die Kommission wollte dem Rechnungshof dieses „letzte
Wort" streitig machen und vertrat die Auffassung, daß „allein das Parlament"
sich im Rahmen der Entlastung „zum Richter über die Antworten erheben"
kann26. Der Hof ist, unterstützt vom Europäischen Parlament27, dennoch bei
diesem Verfahren geblieben. In Anbetracht der Stellung, die ein Rechnungshof
oder die mit ihm vergleichbare Institution in anderen Ländern der Gemein-
schaft als richterliches Organ besitzt28, sollte dieses Recht in der Tat als Selbst-
verständlichkeit angesehen werden.

Besonderheiten der Kontrolle

Kontrolle der Eigeneinnahmen der Gemeinschaften
Die Befugnis des Rechnungshofes bei der Kontrolle der Eigenmittel der Ge-
meinschaften, d.h. insbesondere der Zölle, Agrarabschöpfungen und des An-
teils an der nationalen Mehrwertsteuer, ist durch eine Zusatzerklärung zu Arti-
kel 206a des EWG-Vertrages eingeschränkt worden. Nach dieser Erklärung be-
schränken sich die Prüfungen des Rechnungshofes zwar nicht auf die eines ein-
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fachen Rechnungsführungsorgans, beziehen sich jedoch auch „nicht auf die ei-
gentlichen materiellen Geschäfte" wie sie aus den Belegen über die Feststel-
lung z.B. der Zölle hervorgehen. Eine an Ort und Stelle vorgenommene Prü-
fung kann also nicht beim Zahlungspflichtigen selbst vorgenommen werden;
oder, um beim Beispiel der Kontrolle der Zölle zu bleiben: der Rechnungshof
darf nicht nachprüfen, ob eine bestimmte Einfuhr in bestimmter Höhe stattge-
funden hat, wohl aber, ob eine Ware der richtigen Tarif stelle zugeordnet und
der richtige Zollsatz angewandt worden ist.

Um diese Lücke im Kontrollsystem zu schließen, wurde vom gegenwärtigen
Vorsitzenden des Ausschusses für Haushaltskontrolle des Europäischen Parla-
ments, Heinrich Aigner, wiederholt gefordert, ein eigenes gemeinschaftliches
Kontrollkorps, bestehend aus besonders geschulten Beamten der nationalen
Zollverwaltungen, etwa als „Fliegendes Kontrollkorps" aufzubauen, um an den
Grenzen der Gemeinschaft unangekündigt stichprobenartige Kontrollen durch-
zuführen29.

Die Kontrolle der Rechnungen der EGKS und die Feststellung der Bilanz
Eine Eigenart bildet die vom Europäischen Rechnungshof vorgenommene
Kontrolle der finanziellen Aktivitäten der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl: während die Kontrolle der Verwaltungseinnahmen und -aus-
gaben der Hohen Behörde und die anschließende Entlastung durch das Parla-
ment wie bei den anderen Gemeinschaftsorganen geregelt wurde, ist für die
weit umfangreicheren operationellen Ausgaben der EGKS30 nicht ausdrücklich
eine Entlastung vorgesehen31. Vor Gründung des Rechnungshofes waren die
Kontrollen hierüber einem speziell eingesetzten Rechnungsprüfer übertragen,
während der Kontrollausschuß den Verwaltungshaushalt prüfte. In seiner Ei-
genschaft als Nachfolger auch des Rechnungsprüfers der EGKS nimmt der
Rechnungshof auch die Kontrolle der erwähnten übrigen und viel umfang-
reicheren Aktivitäten der EGKS wahr, erstellt hierüber ebenfalls einen Be-
richt, und das Parlament erteilt der Hohen Behörde Entlastung32.

Zusammenarbeit mit den nationalen Rechnungshöfen

Die Tatsache, daß die gemeinschaftlichen Einnahmen und Ausgaben überwie-
gend in den Mitgliedstaaten selbst anfallen, macht Kontrollen an Ort und Stelle
besonders bedeutsam. Die Prüfung in den Mitgliedstaaten „erfolgt in Verbin-
dung mit den einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorganen oder, wenn diese
nicht über die erforderliche Zuständigkeit verfügen, mit den zuständigen ein-
zelstaatlichen Dienststellen"33. Bevorzugter Arbeitspartner des Rechnungsho-
fes sind also die für die externen Kontrollen zuständigen Organe der Mitglied-
staaten. Mit ihnen besteht ohne formelle Vereinbarungen eine enge Zusam-
menarbeit aufgrund regelmäßiger Kontakte und Informationsaustausche auf al-
len Ebenen. Die einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorgane haben das Recht,
an den Kontrollen an Ort und Stelle teilzunehmen, sind aber nicht dazu ver-
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pflichtet. Diese „fakultative Teilnahme" ist nach Ansicht der Kommission34 in
engem Zusammenhang mit der vertraglichen Verpflichtung zu sehen, dem
Rechnungshof auf seinen Antrag hin jede für die Erfüllung seiner Aufgabe er-
forderliche Unterlage oder Information zu übermitteln. Dies ist in der Tat eine
umwälzende Neuerung in den Beziehungen zwischen Gemeinschaft und Mit-
gliedstaaten bzw. eine tiefgreifende Übertragung von nationalstaatlichen Ho-
heitsrechten auf die Gemeinschaft. Sie ist jedoch nur logisch aufgrund der Be-
schlüsse des Rates über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten
durch eigene Mittel der Gemeinschaften vom 21. April 1970.

Die Prüfung der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung
Im Verlauf seines jungen Bestehens hat der Rechnungshof zunehmendes
Selbstbewußtsein erlangt und gezeigt, daß er seine Aufgabe als eigenständige
Institution, aber auch als kritisches „Instrument" der politischen Kontrolle, des
Europäischen Parlaments, ernst nimmt. Die Erfüllung seiner Aufgabe ist nicht
leicht, da er immer wieder den Mut finden muß, unbeirrt und unbeeinflußt sei-
nen Auftrag durchzuführen und in unbeschönigten Berichten Mängel aufzu-
decken. Dies wiederum kann harte Reaktionen der betroffenen Institutionen
hervorrufen. Das deutsche Mitglied Albert Leicht spricht zwar von einem „na-
türlichen Spannungsverhältnis", das zwischen Rechnungshof und EG-Institu-
tionen existiert35, doch mehren sich die Sorgen über die Spannungen zwischen
Rechnungshof und Kommission, die der Gemeinschaft als Ganzem abträglich
sein könnten36.

Der Rechnungshof bewirkt ferner durch ernsthafte Ausführung seiner Auf-
gabe, daß einige seiner Feststellungen von den Medien als „Skandale" verbrei-
tet werden und sich beim europäischen Bürger die kritische oder gar ablehnen-
de Haltung gegenüber der Europäischen Gemeinschaft verstärkt. Seine Rolle
als jemand, der nur schlechte Zensuren zu verteilen hat, wird dadurch nicht
leichter, zumal auch sämtliche festgestellten Mängel, die z.B. während des Jah-
resberichts aufgeklärt oder abgestellt werden konnten, nicht mehr im endgülti-
gen Bericht aufgeführt werden.

Besonders heikel ist seine Aufgabe, die „Wirtschaftlichkeit der Haushalts-
führung" zu prüfen. Dieser Begriff ist in den Verträgen nicht näher definiert.
Der Rechnungshof versteht darunter, „daß er nicht nur aufgefordert wird, sich
von der wirtschaftlichen Haushaltsführung . . . zu überzeugen, sondern eben-
falls unter anderem festzustellen, ob die zur Erreichung der Ziele angewandten
Mittel auch die besten im Sinne der sparsamsten und wirksamsten waren"37.
Dieses sicherlich richtige Verständnis von einem wichtigen Teil seiner Kontroll-
aufgabe ist jedoch weder in jedem der Mitgliedstaaten traditionell vorhanden
noch unproblematisch, da es sich bei Gemeinschaftsmaßnahmen oft um Ergeb-
nisse politischer Kompromisse handelt, die in Konflikt zur Wirtschaftlichkeit
stehen können.

Auf jeden Fall erscheint es wichtig, daß nicht nur die Kommission, sondern

Jahrbuch der Europäischen Integration 1981 131



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

auch der Rat und die einzelnen Mitgliedstaaten den Arbeiten des Rechnungs-
hofes ein größeres Interesse widmen. Es bleibt in diesem Zusammenhang von
äußerster Bedeutung, daß Rechnungshof und Parlament als zwei sich in ihrer
Kontrollaufgabe wechselseitig bedingende Organe38 weiterhin in engem Ver-
trauen zusammenarbeiten. Nur das erfolgreiche Wechselspiel zwischen der
Rechnungskontrolle der vergangenen Haushaltsjahre durch den Rechnungshof
und den daraus gezogenen politischen Konsequenzen für die zukünftigen Haus-
halte der Gemeinschaft durch das Europäische Parlament kann letztendlich die
Arbeit des Rechnungshofes wirksam und damit auch für den europäischen Bür-
ger und Steuerzahler populär machen.

Anmerkungen
1 Abi. der EG, C 344 vom 31. Dezember 1981.
2 „Der Betrug an den Agrarmärkten ist nur

schwer zu erfassen", in: Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung vom 26.1.1982; „Brüssels Entwick-
lungspolitik auf dem Prüfstand des EG-Rech-
nungshofes", in: Neue Zürcher Zeitung vom
6.3.1982.

3 Zur Unterscheidung und Definition von inter-
ner und externer Finanzkontrolle in der Ge-
meinschaft siehe auch Claus-Dieter Ehler-
mann, Der Europäische Rechnungshof, Ba-
den-Baden 1976, S. 10-15.

4 Vertrag zur Änderung bestimmter Finanzvor-
schriften der Verträge zur Gründung der Eu-
ropäischen Gemeinschaften und des Vertrages
zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und
einer gemeinsamen Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften (unterzeichnet am 22.
Juli 1975 in Brüssel), auch 2. Haushaltsvertrag
genannt.

5 Siehe dazu Heinrich Aigner, Plädoyer für ei-
nen Europäischen Rechnungshof, Dokumen-
tensammlung des Generalsekretariats des Eu-
ropäischen Parlaments, September 1973.

6 Auch 1. Haushaltsvertrag genannt, in: ABI.
der EG, L 2 vom 2. Januar 1977.

7 Vgl. Beschluß des Rates der Europäischen Ge-
meinschaften vom 21. April 1970 über die Er-
setzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaa-
ten durch eigene Mittel der Gemeinschaften,
in: ABI. der EG, L 94 vom 28. April 1970, S.
19.

8 Heinrich Aigner, „Plädoyer . . .", a.a.O., S.
16.

9 Sämtliche Zitate siehe Vertragstexte, insbe-
sondere Artikel 206a EWG-Vertrag.

10 Siehe ehemalige Artikel 78e EGKS-Vertrag,
206 EWG-Vertrag und 180 EAG-Vertrag.

11 Vgl. auch Heinrich Aigner, Finanzkontrolle
der Europäischen Gemeinschaften: Entwick-
lung und Perspektiven, in: Zeitschrift für Par-
lamentsfragen, Juni 1978, Heft 2, S.
186-192. Artikel 7 EGKS-Vertrag, 4 EWG-
Vertrag und 3 EAG-Vertrag, die die Ge-
meinschaftsorgane aufzählen, wurden jedoch
durch folgenden Text ergänzt: „Die Rech-
nungsprüfung wird durch einen Rechnungs-
hof wahrgenommen, der nach Maßgabe der
ihm in diesem Vertrag zugewiesenen Befug-
nisse handelt" (Artikel 1 des Änderungsver-
trages).

12 Beschluß der Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten vom 5. April 1977 über die
vorläufige Unterbringung des Rechnungsho-
fes, in: ABI. der EG, L 104 vom 28. 4. 1977,
S. 40.

13 Das Europäische Parlament verlangte seine
„Zustimmung", erhielt vom Rat jedoch nur
die „Anhörung" zugestanden. Dies stellt eine
zwar nicht befriedigende aber doch bedeuten-
de Neuerung für das Europäische Parlament
dar, das versucht, ein solches Mitsprache-
recht auch bei der Ernennung der Kommis-
sionsmitglieder zu erhalten. Zur Entwicklung
vgl. auch: Ehlermann, „Rechnungshof . . .",
a.a.O., S. 21ff.

14 Ratsbeschluß vom 28. September 1981, in:
ABI. der EG, L 290 vom 10. Oktober 1981,
S. 20.

15 Weiterführende Angaben über Zusammen-
setzung und Organisation siehe den ersten
Jahresbericht des Rechnungshofes für das

132 Jahrbuch der Europäischen Integration 1981



Der Rechnungshof

Haushaltsjahr 1977, in: ABI. der EG, C 313
vom 30. Dezember 1978 sowie die Broschüre
des Amtes für amtliche Veröffentlichungen
der Europäischen Gemeinschaften, „Rech-
nungshof der Europäischen Gemeinschaf-
ten", Luxemburg 1981.

16 1 ECU am 31. Dezember 1981 entspricht
2,44436 DM.

17 So der Präsident des Gerichtshofes der Euro-
päischen Gemeinschaften Hans Kutscher an-
läßlich der Vereidigung der Mitglieder des
Rechnungshofes am 25. Oktober 1977.

18 Vgl. insbesondere Artikel 206a Ziffern 2 und
4 EWG-Vertrag.

19 Vgl. dazu die verschiedenen Entlastungsbe-
richte des Europäischen Parlaments über die
Jahre 1977 - 1979, insbesondere in den Sit-
zungsdokumenten Nr. 1-463/79, S. 19, Ziffer
40 zum Jahr 1977 und Nr. 1-150/80, S. 115
zum Jahr 1978.

20 MdEP Frankie Hansen im Luxemburger „ta-
geblatt" vom 6. 8. 1979.

21 Europäische Schulen, Joint European Torus
(Jet), Europäisches Zentrum für die Förde-
rung der Berufsbildung (Berlin), Europäische
Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen (Dublin) sowie die Eu-
ratom-Versorgungsagentur.

22 Die sechs im Jahre 1981 veröffentlichten
Sonderberichte betreffen:

- die Veröffentlichungs-, Druck- und Re-
produktionspraxis der Institutionen der Euro-
päischen Gemeinschaften;
— die verschiedenen Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit der Haushaltsführung des
Europäischen Agrarfonds, Abteilung Garan-
tie;
- das Europäische Zentrum für die Berufs-

bildung in Berlin;
— die Europäische Stiftung für die Verbesse-

rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in
Dublin;
— das Informationsnetz landwirtschaftlicher

Buchführungen;
- die Kautionen, Sicherheiten und Garan-

tien bei Maßnahmen des Agrarfonds, Abtei-
lung Garantie.

23 Sonderbericht über die Ausgaben für Emp-
fänge und Repräsentationszwecke sowie über
die Ausgaben der Mitglieder der Kommission
und ihre Dienstreisekosten, nicht veröffent-
licht.

24 Siehe die diversen Entlastungsberichte des
Parlaments der Jahre 1978 - 1981.

25 Artikel 73 — 85 der Haushaltsordnung vom
21. Dezember 1977 in: ABI. der EG, L 356
vom 31. Dezember 1977.

26 Vgl. Jahresbericht für das Haushaltsjahr
1977, a.a.O., S. 4.

27 Entlastungsbericht für das Haushaltsjahr
1979, in: ABI. der EG, C 172 vom 13. 7.
1981, S. 80, Ziffer 2.

28 Für Frankreich vgl.: „La Cour des Comptes
d'hier ä demain", Actes des Journees Cour
des comptes, Universite Strasbourg, 13. - 14.
Mai 1977, Paris 1979, S. 25-47.
Zur Beschreibung der in den Mitgliedstaaten
mit der externen Kontrolle beauftragten Ein-
richtungen vgl. auch die Dokumentation des
Europäischen Parlaments, in: Heinrich Aig-
ner: „Plädoyer . . .", a.a.O., S. 145-167.

29 Siehe Heinrich Aigner, „Plädoyer . . .",
a.a.O., S. 29.

30 Die Bilanzsumme der EGKS dürfte sich per
31. 12. 1981 auf ca. 7,3 Mrd. ECU belaufen.

31 Vgl. insbesondere Artikel 78 f § 5 des neuge-
faßten EGKS-Vertrages.

32 Vgl. zu diesem Problemkreis insbesondere
auch den ehemaligen Rechnungsprüfer und
jetziges Mitglied des Rechnungshofes Paul
Gaudy in: La Cour des comptes europeenne,
in l'Europe en formation Nr. 219, Juni 1978,
S. 3f.

33 Art. 206a, Ziffer 3 des EWG-Vertrages.
34 Bulletin der EG 10/1977, S. 27.
35 Interview mit Albert Leicht im EG-Magazin,

Juli/August 1979, S. 12f.
36 Siehe dazu: House of Commons: Fifth Re-

port from the Committee of Public Accounts
— The Court of Auditors of the European
Communities, House of Common Paper 92,
S. IX und XIV sowie Ulrich Irmer zum Entla-
stungsbericht des Parlaments für das Haus-
haltsjahr 1979, in: ABI. der EG, Verhandlun-
gen des Europäischen Parlaments vom 18. 6.
1981, Anhang Nr. 272, S. 194.

37 Siehe Jahresbericht des Rechnungshofes für
das Haushaltsjahr 1977, a.a.O., S. 6.

38 Ohne politische Umsetzung der Prüfungser-
gebnisse des Rechnungshofes durch das Eu-
ropäische Parlament würden seine Arbeiten
wirkungslos. Das Europäische Parlament
kann seinerseits ohne die fachlichen Qualitä-
ten des Rechnunghofes keine wirkliche Kon-
trollarbeit leisten.
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